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EMB-Positionspapier 

zum Grünbuch der Kommission: 

„Die künftige Meerespolitik der EU: Eine europäische Vision 
für Ozeane und Meere“ 

 

Der Europäische Metallgewerkschaftsbund (EMB) begrüßt ausdrücklich die Initia-
tive der Europäischen Union mit dem Grünbuch „Die künftige Meerespolitik der 
EU: Eine europäische Vision für Ozeane und Meere“ zur Diskussion vorzulegen.  

Für den EMB ist die maritime Wirtschaft ein europäischer Schlüsselsektor für Be-
schäftigung, Wertschöpfung, Innovation und Infrastrukturentwicklung. Seever-
kehr, Transport, Umschlag von Gütern über die Weltmeere und an den europäi-
schen Küsten entlang und die damit verbundenen logistischen Dienstleistungen 
sowie die Nutzung maritimer Ressourcen sind für die europäische Industrie von 
existenzieller Bedeutung. Die martime Wirtschaft stellt unter industrie- und ver-
kehrspolitischen Gesichtspunkten einen der bedeutendsten Sektoren für Europa 
dar. Dies gründet sich auf 

• die Notwendigkeit, ein integriertes europäisches Verkehrssystem 
aufzubauen; 

• einen Betrag der maritimen Wirtschaft zur ökologischen Erneuerung des 
Wirtschaftssystems zu liefern; 

• die industriepolitische Zukunftsbedeutung des maritimen Sektors; 
• die beschäftigungs- und regionalpolitische Bedeutung, die weit über die 

Küstenregionen Europas hinausreicht.  

Die maritime Wirtschaft in Europa war in den vergangenen Jahren allerdings tief-
greifenden strukturellen Veränderungen und einem verschärften internationalen 
Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 

• Das scheinbar unaufhaltsame Wachstum der PKW- und LKW-Verkehre be-
stimmte die Entwicklung der letzten Jahrzehnte. Die Verkehrspolitik gab 
über Jahrzehnte dem Straßenverkehr sowie dem Güterverkehr als auch 
dem Personenverkehr Priorität. Unzureichende und unterschiedliche 
Anrechnungen von Wegekosten und externen Kosten sowie die 
Schnittstellenprobleme der einzelnen Verkehrsträger benachteiligen den 
Seeverkehr. 
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• Die Schifffahrt ist im Welthandel das bedeutendste Transportmittel. 
Allerdings hat die Zunahme des innereuropäischen Handels zu einem 
überproportionalen Anwachsen des landgebundenen Verkehrs geführt. 
Hierzu trug auch die im Welthandel zu beobachtende Tendenz zu kleineren 
und höherwertigen Gütern bei, die schnellere Verkehrsträger und damit 
insbesondere den Straßenverkehr begünstigten. 

• Das Interesse der exportorientierten Unternehmen an möglichst niedrigen 
Transportkosten im Welthandel begünstigte das Wachstum der internatio-
nalen Handelsflotte. Größere und leistungsfähigere Schiffe waren die Basis 
des expandierenden seewärtigen Welthandels. Immer mehr Güter wurden 
freilich auf sogenannten Billigschiffen transportiert. 

• In vielen Ländern Südostasiens gelten maritime Wirtschaftszweige 
aufgrund der geografischen Bedingungen wie der handelspolitischen 
Interessenlagen als Schlüsselsektoren, die durch eine langfristig 
ausgerichtete Industriepolitik unterstützt wurden. Eine entsprechende 
europäische Schifffahrt-, Schiffbau- und Hafenpolitik gab es 
demgegenüber nicht. 

• Eine gemeinsame maritime Interessenlage war oft bei den Unternehmen 
der Schifffahrt, des Schiffbaus, des Transportgewerbes und der 
Hafenwirtschaft nicht erkennbar. Im Gegenteil behinderten ausgeprägte 
Interessengegensätze, die noch durch regionale Konkurrenzen zwischen 
den Standorten und Ländern verstärkt wurden, häufig eine gemeinsame 
maritime Politik. Kooperationen, Vernetzungen, Clusterbildung oder 
Verbünde der maritimen Wirtschaft blieben im Ansatz stecken. 

Trotz dieser tiefgreifenden strukturellen Veränderungen der maritimen Wirtschaft 
in Europa ist der EMB der Auffassung, dass maritime wirtschaftliche Aktivitäten in 
Europa und weltweit in den nächsten Jahrzehnten an Bedeutung gewinnen. Unter 
industriepolitischen Gesichtspunkten stellt der maritime Sektor eines der zentra-
len Zukunftsfelder des 21. Jahrhunderts dar. Schon heute sind die maritimen 
Wirtschaftszweige in hohem Grad technologieintensiv. Schlüsseltechnologien aus 
der Elektronik, Informatik, Logistik sowie der Antriebs- und Werkstofftechnik 
kommen im Schiffbau, der Schifffahrt und im Hafenumschlag zum Einsatz. In 
dieser Hinsicht kann sich die maritime Produktion mit der Luft- und Raumfahrtin-
dustrie messen. 

Die Bedeutung der maritimen Wirtschaft reicht weit über die maritime Produktion 
und den Transport- und Verkehrssektor hinaus. Zur maritimen Wirtschaft sind all 
jene Branchen zu zählen, die mit dem Transport von Gütern und Personen auf 
dem Wasserweg sowie der maritimen Produktion und Dienstleistung direkt oder 
indirekt zu tun haben: die Werften, Zulieferer und Reedereien, die Hafenum-
schlagsbetriebe, die Unternehmen des Import- und Exporthandels, Speditionen, 
Makler, Schiffskreditinstitute und Schiffsbanken, Unternehmen im Bereich der 
Gewinnung von maritimen Rohstoffen und Energieträgern, maritime Staatsfunk-
tionen und Forschungseinrichtungen. 

Die wirtschaftliche Bedeutung des maritimen Clusters in Europa lässt sich daran 
ablesen, dass über 1,3 Mio. Menschen eine Wertschöpfung von € 70 Milliarden in 
diesem Sektor erwirtschaften. 
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Zu den Grundlagen und Zielsetzungen des Grünbuches  

Der EMB begrüßt ausdrücklich die Zielsetzungen und Grundprinzipien des Grün-
buches eine umfassende Meerespolitik zu entwickeln. Es ist unserer Auffassung 
nach wichtig, die Lissabonner Strategie „Wachstum und Beschäftigung“ mit Res-
sourcenschonung und umweltpolitischen Aspekten zu verbinden. Europa verfügt 
über rund 20.000 Kilometer Küstenlinie und die dichteste Hafenkonzentration der 
Welt mit modernen Hafenumschlagkapazitäten und exzellenten Hinterlandanbin-
dungen, sodass angesichts weiterer verkehrspolitischer und umweltpolitischer 
Probleme, insbesondere durch den Auto- und LKW-Transport, dringend komplexe 
maritime Lösungen notwendig sind, um diesen Zielsetzungen zu entsprechen.  

Der Anspruch der EU-Kommission „der ganzheitlichen Betrachtung“ und der Not-
wendigkeit „eines neuen politischen Ansatzes, der das Meer nicht nur als Roh-
stoffbasis oder ausschließlich unter sektoralen Aspekten“ betrachtet, teilt der 
EMB. Anders als in der Luft- und Raumfahrtindustrie, die durch das Airbus-Kon-
sortium geprägt ist, eines großen industriellen und politischen Akteurs, ist der 
maritime Sektor jedoch hoch zergliedert und fragmentiert. Der Kernsektor des 
maritimen Clusters, Werften und Zulieferer, ist zudem in Europa sehr stark ge-
prägt durch kleine und mittlere, z. T. Familienstrukturen, die zwar global agieren 
und auf den Exportmärkten erfolgreich sind, jedoch zum großen Teil national-
staatlich ausgerichtete Unternehmen sind. Zwar gibt es nach Auffassung des EMB 
objektiv direkte Zusammenhänge zwischen den Akteuren des maritimen Sektors. 
Auf der subjektiven Ebene gibt es jedoch keine eigene Identität, gezielte Koope-
rationen oder Zusammenarbeit, weder auf der industriellen noch auf der wirt-
schaftlichen Unternehmensseite. Dies gilt auch für die Seite der Politik - die die 
Zuständigkeiten in verschiedene Ministerien, Kommissionen und Abteilungen auf-
gegliedert hat.  

Für den EMB ist es unabdingbar, dass Dialogstrukturen und konkrete Arbeitszu-
sammenhänge entwickelt werden und das Selbstverständnis der Branche geför-
dert wird. In einigen Mitgliedsstaaten (Niederlande, Spanien, Finnland, Deutsch-
land …) gibt es Initiativen zur Stärkung des nationalen maritimen Clusters und 
der Bildung politischer und industrieller Dialogstrukturen.  

Der EMB fordert die EU-Kommission auf, diese Initiativen auszuwerten 
und zu prüfen, ob auf europäischer Ebene ähnliche Aktionen Sinn 
machen. Nach Auffassung des EMB ist es notwendig, ein europäisches 
maritimes Netzwerk aus verantwortlichen politischen und industriellen 
Partnern aufzubauen.  

Will man den genannten Zielsetzungen des Grünbuches gerecht werden, so ist 
unserer Auffassung nach die Bedeutung der industriellen Kernsektoren der mari-
timen Industrie – nämlich europäische Werften und Zulieferer – unterbelichtet. 
Nach Auffassung des EMB ist es nur gewährleistet die Zielsetzungen des Grünbu-
ches zu erreichen, wenn der Kernbereich der maritimen Wirtschaft industriell in 
der Lage ist, komplexe maritime umweltpolitische, verkehrspolitische oder ener-
giepolitische Probleme mit eigenen industriellen Lösungsansätzen zu entwickeln 
und umzusetzen. Wir möchten dies am Beispiel „short sea shipping“ illustrieren. 
Einige europäische Länder haben neuerdings „short sea shipping promotion 
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center“ gegründet. Allerdings sind bisher keine durchschlagenden Erfolge erkenn-
bar. 15 Jahre nach der ISL-Pilotstudie zum „short sea shipping“ ist es notwendig, 
neue Initiativen in diesem wichtigen Bereich zu initiieren. In einer gerade veröf-
fentlichten Studie zur „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Kurzstrecken-
seeverkehrs im Wirtschaftsraum Nordsee“1 analysiert die Autorin einen Ersatzbe-
schaffungsbedarf von 40 Prozent der Schiffe im Dry-Cargo-Bereich, die über 25 
Jahre alt sind und kennzeichnet den Industriezweig durch folgende Merkmale:  

• Unwillige Projektfinanzierer (kleine Hausbanken)  
• Refinanzierung von Projektdarlehen für Reedereien schwierig 
• Fehlende Anreize für langfristig angelegte Investoren 
• Zersplitterung des Marktes  
• Risiko für Banken und Investoren für kleinere Schiffe im Schnitt viermal 

soviel pro gebaute Tonne Schiffsraum wie große Einheiten. 

Die Studie fordert privilegierte Partnerschaften zwischen z.B. Reedern, Werften 
und Kreditfinanzierern, um analog der Airbus-Familie standardisierte neue Pro-
duktfamilien marktfähig zu machen mit dem Ziel, der Senkung von Fix- und Ent-
wicklungskosten, der Kostensenkung durch Serienproduktion, einfachere Ersatz-
teilhaltung, kürzere Trainingszeiten, höhere Einsatzflexibilität und niedrigere Ka-
pitalkosten. Die Frage ist, wer setzt eine solche Strategie um? Hier sind z.B. so-
wohl politische Antworten interessierter europäischer Schiffbaunationen notwen-
dig als auch industrieller Player, die ein solches Projekt für einen Zukunftsmarkt 
Kurzstreckenseeverkehre in Europa bedienen können.  

Eine klassische Aufgabe für einen maritimen Koordinator der länderübergreifend 
politische Rahmenbedingungen zu schaffen hat und industriell und finanziell Inte-
ressierte an einen Tisch zu bringen hat.  

Der EMB fordert die Initiatoren des Grünbuches auf, eine solche Initia-
tive aufzunehmen, um ein Modellprojekt „short sea shipping“ in ausge-
wählten Mitgliedsländern als Pilotprojekt zu initiieren. 

Diese komplexen Lösungen müssen industriell in Europa entwickelt werden 
können. Es muss in Europa gelingen, die industriellen Fähigkeiten zu erhalten, 
komplexe industrielle, umweltpolitische, verkehrspolitische Projekte zu ent-
wickeln und eigenständig umzusetzen. Dies gilt nicht nur für den dargestellten 
short-sea shipping-Bereich, das gilt ebenfalls für umweltpolitische Projekte, für 
energiepolitische Projekte, off-shore Windkraft etc.  

Das europäische maritime Cluster ist auf die Entwicklung dieser industriellen 
Kernfähigkeiten angewiesen oder es wird seinen selbstdefinierten Zielsetzungen 
von mehr sozialer Beschäftigung und Ressourcenschonung nicht erreichen, wenn 
die industriellen Kernkompetenzen verloren gehen.  

Unserer Auffassung nach muss ein Grünbuch zur maritimen Industrie diesen 
Sachverhalt in seiner Schwerpunktsetzung berücksichtigen und diese industrie-
politischen Implikationen mit einem zentralen politischen und personellen Ge-
wicht unterlegen. 

 
1 HANSA Juni 2006 „Bildung privilegierter Partnerschaften“ Katharina Kräplin (2006). 
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Eine wettbewerbsfähige maritime Wirtschaft  

Im Grünbuch wird festgestellt, dass die Werftindustrie ein gutes Beispiel dafür 
bietet, wie ein traditioneller maritimer Wirtschaftszweig Europas dem zunehmen-
dem Druck des globalen Wettbewerbs - insbesondere aus Asien - begegnet. Ob 
der Schiffbau hierfür ein positive Beispiel ist, wird aus Sicht des EMB bezweifelt. 
Auch wenn wir in 2006/2007 in Europa auf einen respektablen Auftragsbestand 
in den verschiedenen Marktsegmenten verweisen können, muss man feststellen, 
dass sich die politischen Rahmenbedingungen für einen fairen Wettbewerb ver-
schlechtert haben. Europa hat die Klage vor der Welthandelsorganisation (WTO) 
gegen die südkoreanische Industrie verloren und die Verhandlungen im Rahmen 
der OECD mit dem Ziel faire Wettbewerbsbedingungen zu erreichen, sind zwar 
nicht offiziell beendet, allerdings erwarten wir auch in den nächsten Jahren kein 
Abkommen, das eine Regulation von Kapazitäten, Preisentwicklung etc. mit sich 
bringen wird. Anders als in der Stahlindustrie oder im Segment der Mikrochips 
hat die Europäische Union keinen wirksamen Schutz gegen unlauteren Wettbe-
werb für die maritime Industrie in Europa schaffen können. Obwohl dies so ist, 
sind parallel die Schutzbeihilfen für diesen Sektor ausgelaufen.  

Ein Grund für die erfolglose Politik der Europäischen Union im Sektor der mariti-
men Industrie ist sicherlich darin zu suchen, dass es anders als in der Stahlindus-
trie oder anderen Industrien für das Produkt Schiff an wirksamen handelspoliti-
schen Instrumenten fehlt (Importzölle etc.). Darüber hinaus ist ein Grund in der 
Industriestruktur selbst zu finden. Nach wie vor ist die europäische Schiffbauin-
dustrie eine fragmentierte und im Kern mittelständische Industrie. Des Weiteren 
muss man bei genauerer Betrachtung der Landschaft sicherlich feststellen, dass 
auch wenn die AP-Mölller-Gruppe, Damen-Shipyards und ThyssenKrupp Marine 
Systems europäisch aufgestellt sind, der Großteil national operierende Werften 
sind. Unterschiedliche nationale Interessen der europäischen Nationalstaaten und 
unterschiedliche Clusterinteressen von Reedern, Zulieferern und Finalproduzen-
ten taten ein Übriges. Als Fazit muss ernüchtert festgestellt werden, dass die 
südkoreanische Industrie in ihrer Politik faktisch bestätigt worden ist und somit 
andere Länder damit ermuntern muss, diesem Beispiel zu folgen. Auch unabhän-
gig von der Schiffbauindustrie stellt sich exemplarisch für den EMB die Frage, wie 
Europa Zukunftsmärkte angesichts dieser globalen Entwicklung verteidigen kann. 

Ein neuer anders gelagerter Fall betrifft das norwegische Unternehmen Aker 
Yards ASA, das Werften in mehreren europäischen Ländern besitzt: Norwegen, 
Finnland, Deutschland, Frankreich, Rumänien, und in einigen Ländern außerhalb 
Europas: Ukraine, USA (Philadelphia), Brasilien und Vietnam. 

Die Einschätzung im Grünbuch, dass nach einer Studie des „irish marine 
institute“, bestimmte Sektoren, wie z.B. die Kreuzschifffahrt, größere Wachs-
tumspotenziale besitzen, ist sicherlich richtig, allerdings wäre es fahrlässig eine 
Reduktion auf solche Bereiche vorzunehmen. Der 11. September 2001 hat ge-
zeigt, wie anfällig eine Branche wie der Kreuzfahrtbereich ist. Für den EMB ist es 
notwendig, im industriellen Sektor um eine breite Marktpalette im europäischen 
Schiffbau zu kämpfen. Die europäischen Werften müssen in der Lage sein, in den 
Wachstumsmärkten der maritimen Produktion wettbewerbsfähig zu sein und ent-
sprechende Produkte anbieten zu können. Dies gilt sowohl für Kreuzfahrtschiffe, 
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9. Regulierungsbedarf für die neue Ordnung 

Es muss nicht erst wiederholt werden, wie wichtig es ist, einerseits Regulierun-
gen im Schiffsbau zu entwickeln und andererseits Kontrollen dieses Sektors vor-
zunehmen. Das ist die Mindestvoraussetzung, um die Gefahren auf See zu mini-
mieren und die sozialen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten zu beseiti-
gen. 

 

Regelungen in der Seefahrt 

Europa hatte eine wichtige Rolle zu spielen, um die für den Schiffbau geltenden 
Gesetze auf internationaler Ebene zu harmonisieren. Es muss dafür gesorgt wer-
den, dass alle Schiffsbauer und Reparaturunternehmen unter fairen Wettbe-
werbsbedingungen arbeiten. Neben den IMO-Bestimmungen muss man sich be-
mühen, die von den Klassifizierungsunternehmen aufgestellten Regelungen für 
den Schiffbau zu vereinheitlichen, damit international ein einziger auf den IACS-
Regelungen beruhender Standard gilt.  

Der derzeitige Wettbewerb zwischen den Klassifizierungsunternehmen schafft 
Substandardklassifizierungen und ist daher gefährlich für die Sicherheit von 
Mensch und Umwelt. 

 

Europäische Sozialgesetze 

Bei der Fortführung der Arbeit zur Schaffung eines Gesetzesrahmens müssen die 
sozialen Bedingungen für die Arbeitnehmer im Schiffbau- und Schiffreparatursek-
tor harmonisiert werden. Diese Sparten sind sehr arbeitsintensiv, weil sie mehr 
kundenspezifische Aufträge als Standardaufträge umfassen. Der Bau eines Schif-
fes für militärische Zwecke oder eines komplexen Schiffes lässt sich nicht aus lo-
gistischen Gründen auslagern. Daher zieht es eine große Anzahl von Arbeitneh-
mern aus den neuen EU-Beitrittsländern in die „alten“ Mitgliedstaaten im Westen. 
Da die nationalen Gesetze für die soziale Sicherheit von ausländischen Arbeitneh-
mern anders sind als die in den Erzeugerländern im Westen, besteht ein unge-
rechter institutioneller Wettbewerb innerhalb Europas. 

Auf europäischer Ebene muss daher eine identische oder zumindest annähernd 
gleiche Sozialgesetzgebung eingeführt werden. Außerdem müssen europäische 
Zertifizierungen und Qualifizierungen für die Berufe festgelegt werden, um diese 
Transfers unter gleichen Wettbewerbsbedingungen zu erleichtern.  

10. Große Fortschritte in der Industrie und im Umweltschutz – auf dem 
Weg zu einem europäischen Abwrackungssektor 

Abwrackunternehmen, die früher vorrangig in den Vereinigten Staaten und im 
Vereinigten Königreich angesiedelt waren, verlagerten ihre Tätigkeiten in den 
1980er Jahren nach Südkorea und Taiwan und später in den 1990ern nach 
China. Heute sind sie vor allem in Bangladesch, Indien und Pakistan tätig (90% 
der Branche operiert in Asien). Sie beschäftigen allein in Indien 250.000 Mitar-
beiter. 
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Die Union kann mit ihrem 40%igen Anteil an der internationalen Handelsflotte 
das Problem nicht länger verdrängen oder zulassen, dass ihre Schiffe „verscha-
chert“ werden und in Asien landen.

Während die Luftfahrtindustrie kürzlich die Herausforderung angenommen hat 
(Abwrackplattform in Tarbes und Châteaurou in Frankreich), hat der maritime 
Sektor lange Zeit die Augen verschlossen und war selten oder nur fallweise von 
Umweltkatastrophen betroffen wie bei der Clémenceau oder der Norway. 

Jeder war zufrieden mit der Situation. Die Industrieländer entledigten sich ihrer 
alten Schiffe, und die Schrottplätze sorgten für die Beschäftigung von Tausenden 
Arbeitnehmern und für Rohstoffe, die nun knapp werden (wie z.B. Stahl). 

Mit Inkrafttreten der Gesetze, die den Einsatz von Einhüllenschiffen verbieten, 
wird die Zahl der Schiffe, die das Ende ihrer Lebensdauer erreicht haben, dras-
tisch ansteigen (bis 2010 schätzungsweise 1.200 Schiffe). Mit den Tendenzen, 
militärische Flotten in Europa (z.B. in Großbritannien, Frankreich und Italien) zu 
ersetzen, wird das Problem noch dringender. 

Die wirtschaftliche Herausforderung ist daher riesig, und bisher war noch kein 
europäisches Land alleine in der Lage, dem Sektor mehr Leben einzuhauchen. 
Das ist eine wichtige Sache, die einer europäischen Strategie bedarf. 

 

Ein unregulierter Sektor – und internationale Regelungen, die oft um-
gangen werden 

Das Basler Übereinkommen (über die Verbringung und Entsorgung gefährlicher 
Abfälle) ist bindend. Es verbietet beispielsweise, für die menschliche Gesundheit 
gefährliche Stoffe in Länder zu verbringen, die sie nicht verwerten können.  

Alles hängt davon ab, wie der Begriff „Abfall“ interpretiert wird. Schiffseigner sind 
der Meinung, dass ein Schiff, das aus eigener Kraft fährt und für die noch keine 
offizielle Abwrackentscheidung getroffen wurde, nicht unter diese Definition fällt. 

Die Entwicklungsländer sind nicht Teil dieses Übereinkommens, und 
doch sind es diese Länder, die diese Schiffe bergen! Militärische Schiffe 
sind vom Übereinkommen ebenfalls ausgenommen. 

Das MARPOL-Übereinkommen (das sich mit ungefährlichem Abfall befasst) wird 
nicht immer eingehalten und sieht vor, dass jedes Land, das Seeschifffahrt be-
treibt und daher auch Schiffe abzuwracken hat, Anlagen für die Entsorgung von 
Kohlenwasserstoff bereitstellt.  

 

Umweltprobleme 

Die überwältigende Menge von Giftstoffen (z.B. Asbest, Leiterplatten, Schlamm 
und Gas, Arsen oder radioaktive Substanzen) belasten auch stark die Umwelt. 
Das ist einerseits auf die mangelnde Kapazität zur Verarbeitung dieser Abfälle auf 
den Schrottplätzen zurückzuführen, was bedeutet, dass diese Plätze und deren 
Umgebung stark verschmutzt sind, und andererseits auf die Tatsache, dass viele 
Schiffe nicht recycelt, sondern ohne weitere Verwertung versenkt oder zurückge-
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lassen werden. Das Versenken ist außerdem nach wie vor unter der Bedingung 
erlaubt, dass „es an Land keine andere wirtschaftlich sinnvolle Lösung gibt“. 

 

Industrielle Probleme 

Der Abwracksektor ist eine Branche, die signifikante Mengen an Stahl produziert 
(95% des Materials auf einem Schiff kann wieder verwendet werden). Dieser 
Sektor produziert beispielsweise 80% des Stahls in Bangladesch. Indien kauft 
Stahl zu einem Preis von durchschnittlich 386 $ pro Tonne. 

 

Globale Probleme – Nord-Süd-Beziehungen 

Ein wesentlicher Teil der Schiffe, die das Ende ihrer Lebensspanne erreicht ha-
ben, stammen aus den wirtschaftlich entwickelten Ländern im Norden. Es gibt 
zwei Arten von Schiffen: aktive Schiffe (die bei der Ankunft am Schrottplatz noch 
über eigene Antriebskraft verfügen) und passive Schiffe (die geschleppt werden). 
Keines der Schiffe wird von diesen Ländern dekontaminiert, sondern sie werden 
zumeist zum attraktivsten Schrottplatz gebracht, nachdem sie, im Fall der ersten 
Kategorie, lange Zeit in einem Wartebereich (z.B. in Singapur) verbracht haben. 

Aktive Schiffe behalten ihr von Unternehmen in entwickelten Ländern ausgestell-
tes Seetüchtigkeitszeugnis, bis sie den Schrottplatz erreichen. 

 

Die Ordnung muss verändert werden 

Wir wollen, dass diese Angelegenheit vollständig geklärt wird und Lösungen ent-
wickelt werden wie: 

1. Die Umsetzung bindender internationaler Regelungen für 
Reedereien und Länder in Bezug auf die Recycling-Kanäle und die 
Anwendung der Standards für Werftarbeiter. 

2. Die Berücksichtigung der Abwrackung bereits in der Bauphase. Das 
muss unter anderem durch Änderungen der internationalen Regelungen 
(IMO) durchgeführt werden. 

3. Öffentlich-private Partnerschaften als förderungswürdige 
Gemeinschaftsunternehmen, vor allem, wenn Militär- und Zivilschiffe 
gleichermaßen behandelt werden sollen. 

4. Eine ambitionierte europäische Forschungs- und 
Entwicklungspolitik im Bereich der Abwrack-Technologie und der 
Dekontaminierungstechnik (Abfallverwertungsverfahren). 

5. Die Einführung eines Prozesses zur Kontrolle der Abwrackung von 
Schiffen in Europa. Lloyds verfügt derzeit über eines der besten Register 
gebauter Schiffe und deren aufeinander folgenden Eigner. Die Europäische 
Kommission könnte diese bestehende Ressource nutzen, um einen 
jährlichen Tätigkeitsbericht herauszugeben. Bei der Verwaltung dieses 
Fonds sollten die Arbeitnehmervertreter eingebunden sein. Die von der 
Politik geforderten Maßnahmen müssen sich auch mit dem aktuellen 
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Schiffsbestand befassen. Die nötigen finanziellen Mittel müssen durch 
angemessene steuerliche Instrumente auf europäischer Ebene beschafft 
werden. 

Vor diesem Hintergrund und aus allen in diesem Dokument dargelegten Gründen, 
fordert der EMB CESA und die europäischen Institutionen dazu auf, gemeinsam 
mit uns einen europäischen Ansatz zu entwickeln, der darauf abzielt, die 
Binnennachfrage für Handelsschiffe in Europa anzukurbeln und europäischen 
Reedern Annreize gibt, diese Schiffe in Europa zu kaufen. Der EMB möchte zu 
dieser Debatte einen Beitrag leisten, dass es möglich sein sollte, Regeln 
aufzustellen, um die Handelsschifffahrt in Europa am Leben zu erhalten. 


	EMB-Sofortprogramm zur Stärkung der maritimen Wirtschaft

